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mein zugängliche offene Schnitt-
stellen, die produktneutrale Aus-
schreibungen im Sinn der Verga-
be- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen, Teil A, Abschnitt 2
(VOB/A-EU), ermöglichen.

Sofern die geforderten elektro-
nischen Mittel für die Bauwerks-
datenmodellierung nicht allge-
mein verfügbar sind, muss der öf-
fentliche Auftraggeber den Unter-
nehmen während des gesamten
Vergabeverfahrens unter einer In-
ternetadresse einen unentgeltli-
chen, uneingeschränkten, voll-
ständigen und direkten Zugang zu
den verlangten BIM-Systemen
anbieten.

Der den Einsatz von Building
Information Modeling regelnde
Paragraf 12 der Vergabeverord-
nung hat unternehmensschützen-
de Wirkung. Das heißt, der Gesetz-
geber will, dass Unternehmer ei-
nen Anspruch darauf haben, dass
ihnen ein Zugang zu nicht allge-
mein verfügbaren elektronischen
Mitteln gewährt wird. Andernfalls
sind sie in ihrem Recht auf Wettbe-
werbsteilnahme, einer der Säulen
des Vergaberechts, verletzt.

liche Auftraggeber können zum Bei-
spiel spezielle sichere Nutzungska-
näle vorschreiben, zu denen sie
dann einen individuellen Zugang
gewähren.

Bei einer Bauauftragsvergabe
zum Beispiel oder im Zusammen-
hang mit der Ausrichtung eines Pla-
nungswettbewerbes kann ein öf-
fentlicher Auftraggeber von dem
Unternehmen verlangen, dass für
die Auftragsausführung elektroni-
sche Mittel für BIM genutzt wer-
den(Paragraf 128 Absatz 2 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen, GWB).

Projektbeteiligte sind Architekten,
Ingenieure und Bauherren

Durch Ausführungsbedingungen
sind öffentliche Auftraggeber näm-
lich in der Lage, auch für den Zeit-
raum nach der Zuschlagserteilung
auf die Art und Weise der Leistungs-
erbringung unmittelbar Einfluss zu
nehmen. Die öffentlichen Auftrag-
geber sind allerdings nicht zum Ein-
satz von BIM-Systemen verpflichtet.

Voraussetzung für den Einsatz
solcher BIM-Systeme sind allge-

Expertenbeitrag:
Elektronische Mittel BIM im Vergabeverfahren

rechtssicher verwenden

Bei der Kommunikation im Ver-
gabeverfahren dürfen auch al-
ternative elektronische Mittel
eingesetzt werden. Diese Vor-
schrift gilt auch für BIM (Building
Information Modeling), Bau-
werksdatenmodellierung. Ver-
gabestellen müssen jedoch eini-
ge Pflichten übernehmen, denn
Bieter genießen Unternehmens-
schutz.

NÜRNBERG. Die Vergabeverord-
nung (VgV) erlaubt es öffentlichen
Auftraggebern, ausnahmsweise
Vergabeverfahren mit alternativen
elektronischen Mitteln abzuwi-
ckeln. Das sind Mittel, etwa eine
Software, die nicht für jeden ohne
Einschränkung verfügbar sind und
die nicht bei Bedarf – gegebenenfalls
gegen marktübliches Entgelt – von
allen erworben werden können.

Das betrifft zum einen Vergabe-
verfahren, bei denen es gilt, beson-
ders sensible Daten zu schützen.
Zum anderen sind Vergabeverfah-
ren gemeint, in denen Daten über-
mittelt werden müssen, deren
Transfer aus anderen als Sicher-
heitsgründen nicht mit allgemein
verfügbaren elektronischen Mitteln
möglich ist. Dies gilt zum Beispiel für
BIM-Systeme.

Internetadresse muss Zugang
ermöglichen

BIM ist eine Methode zur Erstellung
und Nutzung intelligenter digitaler
Bauwerksdatenmodelle, die allen
Projektbeteiligten den Zugriff auf
eine gemeinsame Datengrundlage

bei der Planung und der Realisie-
rung ermöglicht (siehe Kasten). Als
Projektbeteiligte kommen dabei in
erster Linie Architekten, Ingenieure,
Bauherren oder Bauausführende in
Betracht.

Wenn öffentliche Auftraggeber in
Vergabeverfahren solche alternati-
ven elektronischen Mittel verwen-
den, haben sie gegenüber den Un-
ternehmen einige Pflichten: Sie
müssen ihnen ab dem Datum der
Veröffentlichung der Auftragsbe-
kanntmachung – beziehungsweise
ab dem Datum der Versendung der
Aufforderung zur Interessensbestä-

tigung – unter einer Internetadresse
unentgeltlich einen uneinge-
schränkten, vollständigen und di-
rekten Zugang zu diesen alternati-
ven elektronischen Mitteln ermögli-
chen. Diese Internetadresse muss
dann jeweils entsprechend aufge-
führt werden.

Falls ein öffentlicher Auftragge-
ber keinen solchen Zugang gewäh-
ren kann und dies nicht auf dem Ver-
schulden des betreffenden Unter-
nehmens beruht, so muss er einen
anderweitigen Zugang zu den ver-
wendeten alternativen elektroni-
schen Mitteln ermöglichen. Öffent-
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An einem digitalen Gebäudemodell arbeiten alle Projektbeteiligten. Einen entsprechenden Zugang muss der öffentliche Auftraggeber anbieten. FOTO: DPA/IMAGEBROKER

Lexikon

„T“ wie
Transparenzgrundsatz

Der Transparenzgrundsatz ist eine
der Säulen des Vergaberechts. Der
öffentliche Auftraggeber muss
demnach unter anderem das Ver-
gabeverfahren öffentlich machen.
Das heißt, dieses muss für mögli-
che Bieter und Wettbewerber zu-
gänglich sein, indem er die bevor-
stehende Vergabe allgemein be-
kannt macht. Außerdem zielt der
Transparenzgrundsatz darauf ab,
dass nachprüfbar sein muss, ob
die Vorgaben des Vergaberechts
eingehalten werden. Eine Mög-
lichkeit ist etwa die sorgfältige Do-
kumentation des Ablaufs des Ver-
gabeverfahrens. (raab)

Kurz notiert

Vattenfall unterliegt
vor Kammergericht Berlin

BERLIN. Im Berufungsverfahren
vor dem Kammergericht Berlin hat
das Energieunternehmen Vatten-
fall eine Niederlage erlitten. Nach-
dem bereits das Landgericht Ber-
lin die einstweilige Verfügung für
das Vergabeverfahren zurückge-
wiesen hatte, entschied nun auch
das Kammergericht, dass den 200
Rügen des schwedischen Kon-
zerns nicht stattgegeben wird.
Diese bezogen sich auf Auswahl
und Gewichtung der Vergabekri-
terien. Die Neuvergabe der Kon-
zession des Verteilnetzes in Berlin
kann nun beginnen. (sta)

Zweite Ausschreibung
für Hochwasserschutz nötig

ZABERFELD. Die Gemeinde Za-
berfeld (Kreis Heilbronn) will die
Ausschreibung für den Ausbau des
Hochwasserschutzes in Leon-
bronn und Ochsenburg wiederho-
len. Es hatten sich lediglich zwei
Bieter beteiligt. Das günstigste An-
gebot lag bei 424 000 Euro, die
Kommune hatte gut 250 000 Euro
veranschlagt. (sta)

Bessere Vergabe
in Österreich angestrebt

WIEN. Die österreichische Wirt-
schaftsministerin Margarete
Schramböck (ÖVP) will die Verga-
be in ihrem Ressort straffen. Es
gebe Schulungen sowie ein „Ver-
gabe-Vademecum“. Eine Check-
Liste für die Vergabe enthält unter
anderem Punkte wie die verpflich-
tende Einholung von mehreren
Angeboten, die Begründung der
Wahl des Vergabeverfahrens oder
die Dokumentation des Beschaf-
fungsbedarfs. (sta)

Schleswig-Holstein
verlängert Wertgrenzen

KIEL. Der Geltungszeitraum der
DieVergaben und beschränkte
Ausschreibungen werden in
Schleswig-Holsteinunverändert
bis Ende 2019 verlängert. Eine ent-
sprechende Verordnung werde
nach Angaben des Wirtschaftsmi-
nisteriums des Landes zeitnah im
Gesetz- und Verordnungsblatt
veröffentlicht. Die derzeitige
Wertgrenzenregelung war bis zum
1. Oktober befristet. (sta)

Die Konzession für das Verteilnetz in
Berlin kann vergeben werden. FOTO: DPA

E-Rechnung bei
öffentlichen Aufträgen
Landtag berät am Mittwoch über Gesetzesänderung

STUTTGART. Baden-Württem-
berg will die EU-Vorgabe umset-
zen, nach der alle Rechnungen für
alle öffentlichen Auftraggeber des
Landes, für Sektorenauftraggeber
sowie Konzessionsgeber elektro-
nisch empfangen werden müssen.
Diese E-Rechnungsrichtlinie wur-
de von der Europäischen Union im
April 2014 beschlossen.

Hierfür muss eine verbindliche
Rechtsgrundlage geschaffen wer-
den. Dies geschieht mit dem Gesetz
zur Änderung des E-Government-
Gesetzes, das bereits im Landtag be-
raten wurde. Innenminister Tho-
mas Strobl (CDU) verwies bei der
Sitzung auf die bis zu drei Millionen
Rechnungen, die die Landesverwal-
tung jährlich erhält. Das Gesetz soll
am 7. November im Landtag verab-
schiedet werden.

Die Verpflichtung zur elektroni-
schen Rechnungsstellung wird so-
wohl im Ober- als auch im Unter-
schwellenbereich gelten – mit Aus-
nahme von Gemeinden, Gemein-
deverbände und diesen gleichge-
stellten Auftraggebern – „um der
Vorbildfunktion des Landes bei der
Digitalisierung gerecht zu werden“,

wie es im Gesetzentwurf der Lan-
desregierung heißt.

Im Zug der Änderung sollen au-
ßerdem die sich aus dem Onlinezu-
gangsgesetz ergebenden Anpas-
sungen an die Servicekonten im
Dienstleistungsportal des Landes
vorgenommen werden. Die Anpas-
sungen orientieren sich laut der
Landesregierung an der Bundesre-
gelung zum Nutzerkonto.

Ebenfalls würde damit die Ver-
waltungsebenen und Länder über-
greifende Verknüpfung im Portal-
verbund des Bundes und der Län-
der abgesichert.

Die Landesregierung von Baden-
Württemberg erwartet von der Än-
derung unter anderem, dass durch
die E-Rechnungsrichtlinie Zah-
lungsvorgänge der öffentlichen
Hand leichter und schneller abge-
wickelt werden. (raab)

MEHR ZUM THEMA
Entwurf der Landesregierung zum Gesetz
zur Änderung des
E-Government-Gesetzes:
www.kurzelinks.de/
Gesetzesaenderung

Kommunen können
Vergütungskriterien verankern
Gewerkschaft stellt Gutachten zu Entsorgungsausschreibungen vor

BERLIN. Die Dienstleistungsge-
sellschaft Verdi hat ein Gutachten
über „Handlungsspielräume öf-
fentlicher Auftraggeber bei der Ver-
ankerung von Vergütungskriterien
in Vergabeunterlagen bei europa-
weiten (Entsorgungs-) Ausschrei-
bungen“ erstellen lassen.

Es kommt laut Verdi zu dem Er-
gebnis, dass Kommunen Möglich-
keiten haben, vergaberechtskon-
form zu vermeiden, dass Unter-

nehmen, die arbeits- und sozial-
rechtliche Standards nicht einhal-
ten, den Zuschlag für Entsorgungs-
dienstleistungen erhalten.

An zwei zentralen Stellen des
Vergabeverfahrens hat die aus-
schreibende Stelle Eingriffsmög-
lichkeiten. So können Kommunen
zum Beispiel höhere Löhne in den
Mindest- oder Ausführungsbedin-
gungen für diejenigen Beschäftig-
ten festlegen, die den Auftrag aus-

führen. Auch bei den Zuschlagskri-
terien gibt es Gestaltungsmöglich-
keiten für die Vergabestellen: Dort
kann die Zahlung von auskömmli-
chen Löhnen berücksichtigt und
der Zuschlag auf ein solches Ange-
bot erteilt werden, auch wenn es
nicht das billigste Angebot ist.

Wie Kommunen die Ergebnisse
des Gutachtens im Vergabeverfah-
ren konkret umsetzen können,
wird in einer Handlungsanleitung
beschrieben: „Argumentationspa-
pier und Formulierungsvorschläge
zur Verankerung von Entloh-
nungskriterien bei europaweiten
Ausschreibungen im Entsorgungs-
bereich“. Infrage kommen zum
Beispiel Zusatzpassagen, die auf-
genommen werden. Auch Text-
bausteine für den Vergabevermerk
und die Vergabebekanntmachung
sind aufgeführt. (raab)

Die arbeits- und sozialrechtlichen Standards bei Entsorgungsdienstleistungen können
in der Ausschreibung festgelegt werden. FOTO: DPA

MEHR ZUM THEMA
Infos zu Handlungsspielräumen für
Kommunen bei Vergütungs- und
Entlohnungskriterien bei
Entsorgungsausschreibungen:
www.kurzelinks.de/Verdi-Gutachten

Was Building Information Modeling bedeutet

Building Information Modeling (BIM) ist
eine Methode, Bauwerke anhand eines
digitalen Gebäudemodells über ihren
Lebenszyklus mit allen ihren wichtigen
Informationen abzubilden.

Das detailgetreue Gebäudemodell
wird über den gesamten Planungspro-
zess von allen Projektbeteiligten mit In-
formationen angereichert und soll so
eine bessere Planung, Ausführung und

spätere Bewirtschaftung des Gebäudes
unterstützen. Damit kann frühzeitig
festgestellt werden, ob das Projekt in Be-
zug auf Konstruktion, Zeit-, Material-
und Kostenplanung realistisch und effi-
zient umgesetzt werden kann.

Ziel ist es, Bauprojekte durch integrale
Planungsprozesse wirtschaftlich, res-
sourceneffizient und nachhaltig zu ge-
stalten.
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